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DRINGLICHE INTERPELLATION von Ernst Wohlwend (SP, Winterthur), Hans Peter 

Amstutz (EVP, Fehraltorf) und Urs Kaltenrieder  
 (SP, Regensdorf) 
 
betreffend drohenden Vollzugsnotstand für die Landbezirke bei 

der Einweisung in stationäre Kinder- und Jugendein-
richtungen 

________________________________________________________________________ 
 
 

Kanton und Stadt Zürich haben angesichts der angespannten Finanzlage drastische Spar-

massnahmen bei der stationären Kinder- und Jugendhilfe ergriffen, die eine Verknappung 

des Angebotes zur Folge haben und vor allem für die Landbezirke einen eigentlichen Voll-

zugsnotstand befürchten lassen. In diesem Zusammenang stellen sich folgende Fragen: 

1.  Wie beurteilt der Regierungsrat die Folgen der Sparmassnahmen von Kanton und Stadt 

 Zürich bei der Kinder- und Jugendhilfe? 

2. Welche Massnahmen gedenkt der Regierungsrat zu ergeifen, um 

 - einen Vollzugsnotstand zu verhindern, 

 - zu garantieren, dass die Versorgerinnen und Versorger Einweisungen nach Indikati-

  onen vornehmen und nicht nach Verfügbarkeit von Plätzen bzw. finanziellen Mitteln 

  und 

 - zu verhindern, dass gewisse Angebote ganz fehlen werden? 
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Begründung: 

 

Im Rahmen seiner Sparbehmühungen wies der Kanton Zürich sämtliche Heime, welche 

kantonale Betriebsbeiträge erhalten, an, die Versorgertarife um 25 bis 40 Prozent zu erhö-

hen. Die Stadt Zürich, auf deren Heimangebot die angrenzenden Bezirke stark angewiesen 

sind, hat in einem ab 10. Januar 1993 gültigen Reglement festgelegt, dass die Versorgerta-

rife für Nicht-Stadtzürcherinnen und -zürcher künftig die Netto-Betriebskosten decken sol-len. 

Der Grund für diese Massnahme besteht darin, dass die Kantonsbeiträge an kommuna-le 

Heime weit geringer sind als an die privaten. Die Stadt Zürich hat deshalb bisher die Defi-zite 

ihrer Heime weitgehend selbst getragen. Damit deckte sie auch einen sehr hohen Teil der 

Kosten für die in ihren Heimen plazierten Kinder und Jugendlichen der übrigen Zürcher 

Gemeinden. Aus dem gleichen Grund baut die Stadt Zürich ihr Angebot an Heimplätzen ab. 



- 3 - 

Aufgrund dieser Sparmassnahmen ist zu befürchten, dass es für die Bezirke ausserhalb der 

Stadt Zürich zu einem Vollzugsnotstand kommen wird, indem Gemeinden und Schulge-

meinden künftig nur noch in Ausnahmefällen bereit sein werden, so hohe Taxen zu finan-

zieren. Zudem dürfte die Verknappung des Heimangebotes bewirken, dass Versorgerinnen 

und Versorger künftig Plätze kaum mehr nach Indikation auswählen können, sondern neh-

men müssen, was gerade verfügbar ist. 


